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Sozialdemokratische Antworten auf
integrierte Markte
Das Verhaltnis von Markt und Staat, Hierarchie und Konsens*

Der Beitrag untersucht die Frage, inwieweit sechs sozialdemokratische Regierungsparteien sowohl pro-
grammatisch als auch in der umgesetzten Politik einen gemeinsamen Weg beschreiten. Ausgangspunkt ist
dabei die Feststellung, dass unter den Herausforderungen der global und europaisch integrierten Markte
die Sozialdemokratie ihre traditionellen Ziele in der Fiskal-, Sozial- und Arbeitsmarktpolitik nur noch er-
schwert verfolgen kann. Die Untersuchung der verfolgten Politik in den sechs Landern ergibt, dass sozial-
demokratische Parteien in unterschiedlichem Ausmafi eine Politik der MarktOffnung betrieben haben.
Konvergenzen lassen sich Lander ubergreifend bei der von Sozialdemokratien betriebenen Politik der
Haushaltskonsolidierung und bei der Aktivierung der Arbeitsmarktpolitik erkennen, wohingegen in der
Sozialpolitik die Divergenzen am grOBten sind. Auf den beiden erstgenannten Politikfeldern zeichnet sich
ein gemeinsames sozialdemokratisches Politikmodell ab. Erklarungskraftig sowohl far die umgesetzte
Politik als auch fur die dabei verfolgte Strategie sind der nationale Handlungskontext, besonders der
Parteienwettbewerb und das Verhaltnis zwischen Gewerkschaften und Sozialdemokratie.

1. Einleitung

Es ist weithin unumstritten, dass die unter
dem Begriff der Globalisierung gefasste In-
tegration der Markte und in noch starkerem
Ausmal3 die europaische Integration in den
vergangenen Jahrzehnten die MOglichkeiten
fur nationalstaatliches Regierungshandeln
verandert haben. Nach mehrheitlicher Mei-
nung werden dadurch marktbeschrankende
regulierende oder redistributive Eingriffe in
das Wirtschaftsgeschehen forme!l und mate-
riell erschwert.

Beiden Entwicklungen werden besonders
Auswirkungen fur sozialdemokratische Poli-
tik zugeschrieben, weil diese traditionell eine
Beschrankung des Marktes und den Aus-
gleich unerwtinschter Folgen des Marktge-
schehens beinhaltet. Folgt man dieser Posi-
tion, behindern integrierte Markte die An-
wendung bisheriger sozialdemokratischer
Strategien. Eine Redistributionspolitik, die
dem Ziel der (Ergebnis-) Gleichheit dient,

wird ebenso wie die Existenz eines ausge-
bauten Wohlfahrtsstaates zu einem Stand-
ortnachteil und damit zu einem Hindernis fur
die wirtschaftliche Entwicklung, Sozialde-
mokratische Instrumente der Finanz-, Geld-,
Sozial- und Beschaftigungspolitik verlieren
ganz oder teilweise ihre Wirkung. Durch den
erschwerten oder im Rahmen der Euro-
paischen Union unmoglichen Einsatz dieser
Instrumente geraten auch die sozialdemokra-
tischen Ziele in Gefahr.

Auf diesen grundlegenden Wandel der
Erfolgsbedingungen bewahrter Politikmuster
mussten viele sozialdemokratische Parteien
mit einer Veranderung ihrer Programmatik
reagieren. Diese Entwicklung, die meist als
eine Anpassung an den likonomischen Li-
beralismus (z.B. Hay 1999; abweichend
Seeleib-Kaiser 2002) beschrieben worden ist,
bringt eine Neubestimmung programmati-
scher Positionen zum Verhaltnis von Staat
und Markt und graduelle Veranderungen
staatlicher Intervention in das Marktgesche-
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hen mit sich, die den Kern des sozialdemo-
kratischen Projekts betreffen.

Der vorliegende Beitrag geht der Frage
nach, ob und inwieweit die sozialdemokrati-
schen Parteien in Danemark, Deutschland,
Frankreich, GroBbritannien, den Nieder-
landen und Schweden ihre Programmatik
und Regierungspolitik neu bestimmt haben.
Findet tatsachlich ein Kurswechsel sozialde-
mokratischer Politik statt, der darauf gerich-
tet ist, durch einen Abbau staatlicher Leis-
tungen und den Ruckgang staatlicher Inter-
ventionen die Marktkrafte zu starken? Haben
die Sozialdemokratien dabei trotz unter-
schiedlicher Bedingungen ahnliche Ant-
worten gegeben? Diese Fragen sollen in
zweierlei Hinsicht untersucht werden: einer-
seits beaglich der lnhalte, andererseits der
Strategic, mit der sozialdemokratische Re-
gierungen ihre Politik durchzusetzen ver-
suchten. Zunachst werden diese beiden Be-
trachtungsebenen erlautert. Nach den darauf
folgenden Landeranalysen werden die empi-
rischen Befunde in einer Restriktions- und
Strategieanalyse erklart. Am Ende werden
Schlusse und Folgerungen der Untersuchung
zusammengefasst.

2. Das Verhaltnis von Markt und
Staat, Hierarchie und Konsens

Unter „Vermarktlichung" verstehen wir den
Abbau staatlicher Leistungen und Markt-
interventionen. Darin kommt die Dynamik
der vermuteten Entwicklung zu mehr Markt
und dam it weniger Staat zum Ausdruck, wo-
bei unterschiedlich starke Herausforderun-
gen aufgrund differierender nationaler (sozi-
al)staatlicher Leistungs- und Regulierungs-
dichte zu beachten sind. Diese Ausgangs-
differenz ist mitverantwortlich fur die ver-
schiedenen gewahlten Wege und Strategien.
Mit den beiden Begriffspaaren „Markt und
Staat" sowie „Hierarchie und Konsens" sol-
len die Politikinhalte und der Steuerungs-
modus analytisch voneinander getrennt wer-
den.'

Das Begriffspaar „Markt und Staat" er-
fasst, ob bestimmte Gijter und Dienstleis-
tungen (weiterhin) vom Staat hergestellt, or-

ganisiert und verteilt werden oder ob dies in
zunehmendem MaBe dem Markt Oberantwor-
tet wird. Als zentrale sozialdemokratische
WohlfahrtsgOter lief3en sich bisher Vollbe-
schaftigung, kollektiv organisierter So-
zialschutz und die Umverteilung des gesell-
schaftlichen Reichtums identifizieren
(Crosland 1956; Merkel 1993). Diese „klas-
sischen" Ziele sozialdemokratischer Politik
definierten den normativen Anspruch an eine
sozialdemokratische Arbeitsmarkt-, Sozial-
und Steuerpolitik. Eine Neuausrichtung soil
anhand folgender Kriterien Oberprilft wer-
den:

In der Steuerpolitik stellt die Absenkung
von Steuertarifen far Unternehmen und
Privathaushalte eine Vermarktlichung dar,
denn der Staat ilberlasst den Unternehmen
und Haushalten einen groBeren Handlungs-
spielraum und senkt bei progressiv erhobe-
nen Steuern die Umverteilungswirkung.

Im Bereich der Sozialpolitik konstatieren
wir eine Vermarktlichung, wenn wichtige
Bereiche der sozialen Sicherung und soziale
Dienstleistungen nicht mehr als staatliche
Aufgabe angesehen, sondern der privaten
Entscheidungsgewalt tiberantwortet werden.
Indizien ftir eine Vermarktlichung waren so-
mit (Teil-)Privatisierungen einzelner Zweige
des sozialen Sicherungssystems oder Leis-
tungseinschnitte, die eine private Zusatzver-
sorgung nahe legen. 2

Innerhalb der Arbeitsmarktpolitik sind die
Arbeitsschutzbestimmungen (insbesondere
der KUndigungsschutz) und die HOhe der
Lohnersatzleistungen wichtige Indikatoren.
Deregulierungen und KUrzungen in diesen
Bereichen bauen den sozialen Schutz der
Beschaftigten vor den Marktkraften ab und
erhOhen den Druck zur Arbeitsaufnahme.
Weniger eindeutig einzustufen sind Mal3nah-
men der so genannten „aktivierenden Ar-
beitsmarktpolitik" 3 : Zum einen erhOht der
Staat in diesem Fall die Zwange zur Arbeits-
aufnahme bzw, Weiterbildung. Je nach Aus-
maB dieses Zwangs (bzw. monetaren An-
reizes) wirkt dies rekommodifizierend. Zum
anderen wirken die Marktkrafte jedoch nicht
direkt, sondern Ober den Staat auf das Indi-
viduum.

Dem Kontinuum, das durch das Begriffs-
paar „Hierarchie und Konsens" begrenzt114
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wird, liegt eine offenere Fragestellung zu-
grunde: Gibt es eine Konvergenz hinsichtlich
des Steuerungsmodus der sozialdemokrati-
schen Regierungen? Oder ist mit spezifi-
schen Inhalten ein bestimmter Steuerungs-
modus verbunden? Neuere Studien sehen in
einem „competetive corporatism" den eu-
ropaischen „Dritten Weg" (Regini 2000;
Rhodes 2001). Diese neue Form des Kor-
poratismus sei gepragt von flexiblen, prag-
matischen und produktivitatsorientierten
Vereinbarungen. Korporatistische Institutio-
nen kOnnen allerdings auch zur Verteidigung
von wohlfahrtsstaatlichen Besitzstanden ge-
nutzt werden. Daher soil in den folgenden
Landeranalysen darauf geachtet werden, in-
wieweit sich die sozialdemokratischen
Parteien bei der Durchsetzung ihrer Politik
urn die Einbindung der Sozialpartner, insbe-
sondere der Gewerkschaften, bemtiht haben.
Zwar kann die im Folgenden zu entwickeln-
de Typologie aufgrund ihrer empirischen
Begrenztheit nicht dem Anspruch gerecht
werden, ein „elaboriertes multidimensionales
Erklarungsmodell (zu sein), das den mogli-
chen Interaktionseffekten verhandlungsde-
mokratischer Substrukturen gerecht wird"
(Czada 2000: 35), wohl aber als eine erste er-
kenntnisfordernde Typisierung sozialdemo-
kratischer Handlungsstrategien dienen.

3. Programmatik und Politik
sozialdemokratischer Parteien in
sechs Landern

3.1 Grabritannien (ab 1997)

Der radikale Reformprozess vor der Regie-
rungstibernahme hin zu einem ideologiefrei-
en Pragmatismus unter den Parteiftihrern
Kinnock, Smith und schlieBlich Tony Blair
(Helms 1999; Shaw 1996) fand 1995 fir die
Labour Party seinen symbolischen Endpunkt
mit der Neuformulierung der Clause IV.

Im Wahlkampf 1997 spielte das Bekennt-
nis zur Haushaltskonsolidierung in der
Steuer- und Haushaltspolitik eine wichtige
Rolle, v.a. das Versprechen, zu diesem
Zweck nicht auf SteuererhOhungen zuriick-

zugreifen. Die konsequente Umsetzung der
Haushaltskonsolidierung bei gleichzeitiger
Ausgabenerh6hung in bestimmten Bereichen
wurde hauptsachlich durch Umschichtungen
zwischen den Ressorts erreicht. Gekenn-
zeichnet war die Fiskalpolitik durch die
Verbreiterung der Steuerbasis und die geziel-
te Entlastung von Geringverdienern, insbe-
sondere Familien mit niedrigen Einkommen.
Bei der KOrperschaftssteuer wurden niedri-
gere Satze fur kleine und mittlere Unterneh-
men eingeftihrt. Wie angektindigt (Labour
Party Manifesto 2001), wurde diese Fiskal-
politik nach der Wahl 2001 fortgeftihrt. Es
wurden Steuergutschriften fir Familien mit
Kindern und die untere Bemessungsgrenze
der Einkommensteuer ausgeweitet, ohne den
mittleren und oberen Einkommensteuertarif
anzuheben. 2003 wurden zur Finanzierung
des NHS die Sozialabgaben urn einen Pro-
zentpunkt erhoht.

In der Sozialpolitik von New Labour stand
die Inklusion in den Arbeitsmarkt als inhalt-
liche Neubestimmung sozialer Gerechtigkeit
im Vordergrund. AuBerungen zum Gesund-
heitssystem blieben abgesehen vorn Be-
kenntnis zum Erhalt des staatlichen NHS im
Manifesto 1997 relativ vage. Erst 1999 wur-
den aufgrund des Medienechos auf eine
Grippeepidemie Teile eines im Dezember
1997 veroffentlichten Gesetzesentwurfs um-
gesetzt. Von den Tories eingefuhrte Wett-
bewerbselemente wurden durch kooperative
Gremien ersetzt, privatwirtschaftliche Ma-
nagementstrukturen ausgebaut und zusatzli-
che Mittel bereitgestellt, die an die Erfallung
neuer nationaler Qualitats- und Effizienz-
standards gebunden wurden. 4 Zum Renten-
system gab es einzig das Bekenntnis, die
staatliche Rentenversicherung als Grund-
versicherung beizubehalten und die Bezieher
niedriger Renten besser zu stellen. 5 Insge-
samt wurden die Anreize, eine private oder
betriebliche Rentenversicherung abzuschlie-
Ben ( „contracting out"), weiter gestarkt. Die
Entwicklungslinien des britischen Renten-
marktes sind in ihren Grundztigen von New
Labour fortgeftihrt worden, allerdings mit ei-
nigen Verbesserungen fur die Leistungsbe-
zieher.

Die arbeitsmarktpolitischen Ankundi-
gungen im Manifesto 1997 waren umfang- 115
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reich und detailliert. Den Kern bildete das
„Welfare to Work-Programm", das sich an
arbeitslose Jugendliche und allein Erzie-
hende sowie an Langzeitarbeitslose richtete. 6

Aul3erdem sprach sich die Partei fir die Ein-
fahrung eines Mindestlohnes aus und setzte
eine Kommission ein, die den 1999 in Kraft
getretenen Vorschlag dazu erarbeitete. Ein
Ausbau der Arbeitnehmerrechte erschopfte
sich im „Employment Relations Act" 1999 7 ,
der auf die EU-Sozialcharta zurtickzufahren
ist. Mittlerweile durchgefuhrt ist die Zu-
sammenlegung der Arbeits- und Sozialamter
in so genannte JobCenter Plus.

Die britische Mehrheitsdemokratie kennt
keine relevanten institutionellen Vetospieler
und hat eine Funktionslogik hierarchischer
Steuerung. Tatsachlich hat die Regierung
keine Versuche unternommen, bi- oder tri-
partistische Gremien zu installieren. Die
rechtlichen Rahmenbedingungen der Ge-
werkschaften wurden wie angekiindigt im
Wesentlichen beibehalten („fairness, not fa-
vours"). Die sensible Frage der Anerkennung
der Gewerkschaft als Verhandlungspartner in
einem Unternehmen wurde durch einen
Kompromiss 8 beantwortet (Taylor 2001). In
diesem Zusammenhang ist die Ausgangs-
situation im Vergleich zu den anderen unter-
suchten Landern besonders wichtig. Auch
wenn viele Mal3nahmen der Labour-Regie-
rung dekommodifizierenden Charakter besit-
zen, hat sich der grundlegende Charakter des
britischen Systems unter Tony Blair nicht
verandert: Die Finanz-, Arbeitsmarkt- und
Sozialpolitik von New Labour besitzt die im
europaischen Vergleich liberalste Ausrich-
tung.

3.2 Niederlande (1994-2002)

Die Koalition der Partij van de Arbeid
(PvdA) mit Rechts- und Linksliberalen unter
Wim Kok konnte ab 1994 auf dem einge-
schlagenen Reformpfad der christdemokra-
tisch geftihrten Koalitionsregierungen der
1980er und der Grol3en Koalition von CDA
und PvdA von 1989 bis 1994 aufbauen
(Visser/Hemerijck 1998). Programmatisch
hat sich die PvdA aufgrund des Widerstandes
des gewerkschaftlichen Flugels bis heute

nicht neu positioniert, auch wenn die Pro-
grammdebatte durch die Wahlniederlage
2002 erneut an Brisanz gewonnen hat.

Ausgehend von hohen Defiziten und ho-
her Staatsverschuldung wurde in der Haus-
haltspolitik seit 1994 ein konsequenter Kon-
solidierungskurs Ober die gesamten zwei
Legislaturperioden verfolgt. 9 Durch die Ein-
fiihrung der Okosteuer konnten 1996 Sen-
kungen direkter Steuern durchgefahrt wer-
den, vor allem der Niedriglohnbereich wurde
steuerlich entlastet. Von 1995 bis 1998 sank
der Anteil der Steuern am BIP urn 2,7 Pro-
zentpunkte, der Anteil der Staatsausgaben
am BIP sank im gleichen Zeitraum urn 5
Prozentpunkte (OECD 1998: 49). Diese Po-
litik wurde auch in der Legislaturperiode
1998-2002 fortgesetzt. Die Steuerreform
2001 brachte eine Gesamtentlastung in Htihe
von 2,3 Milliarden Euro mit sich. Gesenkt
wurden hauptsachlich die Einkommensteuer-
tarife und die Lohnnebenkosten; im Gegen-
zug wurden die Okosteuer und die Mehr-
wertsteuer erhiiht. 10

Gerade in der Sozialpolitik hat es in den
1990er Jahren eine Reihe von Reformen ge-
geben. Zwischen 1994 und 1996 wurde die
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall privati-
siert. Das Krankengeld wird seither von den
Arbeitgebern getragen, die Lohnfortzahlung
wurde von 75% auf 70% reduziert. Im Ge-
genzug wurden die Sicherheits- und Ge-
sundheitsbestimmungen bei den Vorschriften
zu den Arbeitsbedingungen verscharft. Ahn-
liche Regelungen traten 1997 und 1998 fir
die Erwerbsunfahigkeitsversicherung in
Kraft (van Wirdum 1998). Diese konnten
aufgrund der Internalisierung der Kosten
nicht mehr als Mittel zur Frahverrentung ge-
nutzt werden. 1995 wurden die Anspruchs-
und Zumutbarkeitskriterien im Arbeitslosen-
versicherungsgesetz deutlich angehoben
(Cox 1998; OECD 2000a). Ab 1996 sind nur
noch allein Erziehende mit Kindern unter
fiinf Jahren von der Pflicht zur aktiven Be-
schaftigungssuche ausgenommen, far So-
zialhilfeempPanger werden Reintegrations-
plane erstellt, und bei Ablehnung der Aus-
oder WeiterbildungsmaBnahmen erfolgt die
Kijrzung von Transferleistungen.

Zwischen 1994 und 2000 wurden die bi-
partistischen Aufsichtsgremien der Sozial-116
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versicherungen durch unabhangige Kontroll-
gremien ersetzt, d.h. die institutionellen Neu-
ordnungen waren verbunden mit der ZurUck-
drangung des Einflusses der Sozialpartner
und der Starkung des direkten Regierungs-
einflusses. Dagegen ging der AnstoB zu den
anderen inhaltlichen Reformen vielfach noch
von parlamentarischen Untersuchungsaus-
schtissen oder tripartistischen Institutionen
aus (TICA; SER, LISV), bei denen Regie-
rungsbeauftragte aber klare inhaltliche Vor-
gaben einbrachten (Visser 1998; van der
Veen/Trommel 1999; OECD 2000a).

Grundlage fur die Arbeitsmarktpolitik der
1990er Jahre waren wie schon in den
1980ern (Wassenaarabkommen) Abkommen
zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern
( „Nieuwe Koers" 1993; „Flexibiliteit en
Zekerheid" 1996). Der Ansta zu den bipar-
tistischen Arrangements war die Drohung
der Regierung, Lohnstopps zu verhangen und
die Allgemeinverbindlichkeit von Tarifver-
tragen abzuschaffen. Im Rahmen von Tarif-
abschltissen wurde durch Offnungsklauseln
die Lucke zum gesetzlichen Mindestlohn
verringert. Zusatzlich wurden gesetzliche
Bestimmungen fur Zeitarbeitsfirmen verein-
facht, Kriterien fin - die Arbeitsinvaliditat ver-
scharft und Modellversuche zur Verbesse-
rung der Effizienz von Arbeits- und Sozial-
amtern gestartet. Die Arbeitsamter konzen-
trieren sich fast ausschliel3lich auf Prob-
lemgruppen, private Zeitarbeitsvermittlungs-
agenturen sollten weiterhin einen grol3en Teil
der Arbeitslosen betreuen. Das neue Arbeits-
zeitgesetz von 1996 legte die Hochstgrenzen
von Wochenarbeitszeit, Uberstunden, Nacht-
und Sonntagsarbeit fest, ermoglichte gleich-
zeitig jedoch eine kurzfristig sehr flexible
Anwendung (Kleinfeld 1998: 130). 1995 und
1996 wurden mehrere Lohnsubventionspro-
gramme aufgelegt, die v.a. im offentlichen
Sektor Arbeitsplatze fur Langzeitarbeitslose
bereitstellten ( „Melkert-Jobs"). 1999 trat das
„Flexicurity"-Gesetz zu Arbeitszeit und
KUndigungsschutz in Kraft. Die Neuregelung
des KUndigungsschutzes stellte eine leichte
Flexibilisierung fur regulare Beschaftigungs-
verhaltnisse dar, andererseits sind die Rechte
von Beschaftigten mit Zeitarbeitsvertragen
und „subangestellten" Selbststandigen ge-
starkt worden (Green-Pedersen et al. 2001;

Visser 2001). Das Arbeitszeitanpassungs-
gesetz von 2000 verpflichtete die Arbeitge-
ber sogar, einem Wunsch auf Verlangerung
oder Verkurzung der Arbeitszeit des Arbeit-
nehmers nachzukommen, sofern nicht beson-
dere betriebliche Grande dem entgegenste-
hen.

Auf dem Gebiet der Arbeitsmarktpolitik
bestand ein groBer Teil der Gesetzgebung in
der Kodifizierung von bipartistischen Ar-
rangements." Durch institutionelle Neuord-
nungen hat sich in der Sozialpolitik hingegen
der „Schatten der Hierarchic" verstarkt.
Neben dem verstarkten Einfluss der Politik
spielten Sachverstandigenkommissionen ei-
ne wichtige Rolle.

3.3 Schweden (ab 1994)

MaBgeblichen Einfluss auf die programmati-
sche Neuausrichtung der schwedischen So-
cialdemokratiska Arbetarpartiet (SAP) hatten
die Mal3nahmen zur Bewaltigung der
Wirtschaftskrise zu Beginn der 1990er Jahre
(Benner/Vad 2000; Lindgren 1999: 51). Die
Herstellung ausgeglichener Budgets ist nun
auch programmatisch zu einem notwendigen
Mittel zur Verwirklichung des Uberragenden
Zieles der Vollbeschaftigung (Svensson
2001; SAP 2001) geworden.

Die SAP halt weiter am universalistischen
Wohlfahrtsstaat fest und sieht seinen Kern in
der Bereitstellung staatlicher Dienstleis-
tungen fur Gesundheit, Pflege und Bildung;
sehr begrenzte private Angebote sollen als
Anreiz zur Effizienzsteigerung des Offentli-
chen Dienstes dienen. Diese staatlichen
Dienstleistungen seien der Ausdruck sozialer
Gerechtigkeit als Gleichheit der Lebens-
chancen, die iiber die Chancengleichheit hin-
ausgeht (vgl. zum Begriff: Meyer 2002:
72ff.). Das Ziel ist such unter neuen He-
rausforderungen die „faire Umverteilung von
Wohlstand" (Persson 2001). Nach sieben
Jahren Regierungserfahrung biindelt das
neue Grundsatzprogramm 2001 die Uberle-
gungen, man kann von einem dialektischen
Prozess zwischen Regierungserfahrung und
Programmentwicklung sprechen.

Bei Ubernahme der Regierungsverant-
wortung 1994 sah die SAP in der Haushalts- 117
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politik keine Alternative zur Konsolidierung
durch Kurzung von Transferleistungen und
Steuererhohungen (Lachman et al. 1995:
21ff.), betonte aber immer wieder den tem-
poraren Charakter der MaBnahmen. Nach
Oberstandener Krise sollte das alte Niveau
wiederhergestellt werden. Zwar wurde 1994
die Korperschaftssteuer von 30% auf 28%
gesenkt, allerdings wurde die national erho-
bene Einkommenssteuer far obere Einkom-
mensgruppen ab 1995 von 20% auf 25% an-
gehoben. Zusatzlich wurden okologische
Steuern eingefuhrt, hauptsachlich als Reak-
tion auf Mehrwertsteuersenkungen im Zuge
von EU-Angleichungen, und der Arbeitneh-
meranteil zur Sozialversicherung um ca. 5
Prozentpunkte erhOht. lnsgesamt Mile dies
zu einer Steigerung des Steuer- und
Abgabenaufkommens (OECD 1999a: 168).
Gleichzeitig wurden Ausgabenobergrenzen
fur alle Haushaltsposten eingefuhrt und die
Abgaben der Zentralregierung an die unteren
KOrperschaften begrenzt oder gektirzt, so-
dass es auf dieser Ebene zu Friktionen bei
den sozialen Dienstleistungen kam. Insge-
samt kann man auf diesem Feld einen kurz-
fristigen Ruckzug, jedoch keine Abkehr des
Staates von semen Allokations- und Redistri-
butionsmOglichkeiten feststellen.

In der Sozialpolitik wurden nach dem
Wahlsieg 1994 einige Verscharfungen der
konservativen Regierung zurtickgenommen,
dann wurden in den Jahren 1995-97 Trans-
ferleistungen auf breiter Front gektirzt. 12 Der
temporare Charakter dieser MaBnahmen zur
Haushaltskonsolidierung wurde 1998 deut-
lich, als die Transferleistungen bei Arbeits-
losigkeit wieder auf 80% angehoben wurden,
verbunden mit der Ankundigung weiterer
Erhohungen. Begrundet wurde dies mit der
erfolgreichen Haushaltskonsolidierung, zu-
dem sollte die Kaufkraft der Haushalte ge-
starkt werden (SAP 2002). Auch hier kann
man somit nicht von einem dauerhaften
Rtickzug des Staates sprechen.

Auch die durch KonsolidierungsmaBnah-
men unter Druck geratenen sozialen Dienst-
leistungen sollen nun wieder verstarkt gefOr-
dert werden. Die Unterstutzung der BevOl-
kerung hangt in der Perzeption der SAP we-
sentlich von der Effizienz und Gtite der of-
fentlichen Dienstleistungen ab. Zu diesem

Zweck sollen Marktinstrumente (z.B. interne
Preismechanismen) eingeflihrt werden, ohne
den Dienst vollig zu privatisieren (Svensson
2001). Eine (vorsichtige) Marktoffnung ist
die Einftihrung einer verpflichtenden fonds-
gestOtzten Altersversorgung. 13

In der Arbeitsmarktpolitik wurde mit dem
1996 verabschiedeten Beschaftigungsgesetz
das Prinzip des „FOrderns und Forderns" ge-
starkt (OECD 1997: 113f.). So sollen die
Ressourcen auf Aus- und Weiterbildungs-
mal3nahmen konzentriert werden. Ein zusatz-
licher Marktanreiz wurde mit der formalen
Begrenzung von Arbeitslosentransfers auf
drei Jahre geschaffen, nur in Ausnahmefdllen
ist eine Verlangerung auf vier Jahre moglich.
Seit 2000 mtissen alle Personen, die Ar-
beitslosenuntersttitzung beziehen und weni-
ger als 27 Monate regular in Beschaftigung
waren, an einem Arbeitsmarktprogramm teil-
nehmen. Die Beschaftigungspolitik wird un-
ter das Leitwort „Aktivierung" gestellt, ohne
an der zentralen Bedeutung staatlicher
Intervention in den Arbeitsmarkt zu rutteln.
Aufgrund des Parteienwettbewerbs mit der
Linkspartei und des Widerstands der Ge-
werkschaften wurde die Rigiditat der Ar-
beitsschutzgesetzgebung nur marginal ge-
lockert.

Zusammenfassend lasst sich feststellen,
dass die Vermarktlichung in Schweden nur
an den Randern des Wohlfahrtsstaates statt-
gefunden hat. Eine einheitliche Richtung war
nicht zu erkennen; nach temporaren
zungen unter fiskalischem Druck ist die Aus-
gangssituation wiederhergestellt. Dies liegt
nicht zuletzt an der Vetomacht der Gewerk-
schaften, und wenngleich deren Einfluss auf
die SAP zuruckgegangen ist (Arter 1994), so
muss sie doch das Konfliktpotenzial dieser
Gruppe berOcksichtigen. 14 Auch wenn sie be-
stimmte Anpassungen als Minderheitsre-
gierung mit burgerlichen Partnern durchsetzte,
konnte die Regierung die Gewerkschaften so
weit einbinden, dass die temporaren Ktirzun-
gen und die Aktivierung im Grundsatz akzep-
tiert wurden. Diese Zustimmung erreichte sie
durch das Bekenntnis zum hohen Niveau der
Sicherungssysteme und der Offentlichen
Dienstleistungen.
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3.4 Danemark (1993-2001)

In ihrem Grundsatzprogramm und den Wahl-
programmen der 1990er Jahre halt die
Socialdemokratiet i Danmark (SD) an den
Zielen sozialer lnklusion und Vollbeschafti-
gung fest (Frenzel 2002: 142). Erkennbar ist
jedoch eine Veranderung der Instrumente, da
der Policy-Ansatz verstarkt auf den Einzel-
nen gerichtet wird. Dabei soil der Staat nach
dem Prinzip der „Rechte und Pflichten" in
die Lebensgestaltung seiner Burger zur Ver-
besserung der Beschaftigungsfdhigkeit ein-
greifen durfen, sofern Leistungen vom Staat
in Anspruch genommen werden. Dieses Ein-
gehen auf Funktionserfordernisse des Mark-
tes soil kompensiert werden durch die Be-
reitstellung graztigiger Sozial- und Dienst-
leistungen. Der weitgehend deregulierte Ar-
beitsmarkt wird von der SD nicht in Frage
gestellt.

Eckpunkte der kurzfristig expansiven
Haushaltspolitik ab 1993 waren eine Sen-
kung aller Einkommenssteuersatze und eine
kurzfristige Erhohung der staatlichen Investi-
tionen in Bildungseinrichtungen und Infra-
struktur. Erst zeitlich verzogert wurde dies
durch eine Verbreiterung der Steuerbasis und
eine Einftihrung signifikanter Utnweltsteuern
gegenfinanziert (OECD 2000b: 109ff.). Die
danische Sozialdemokratie stellte die soforti-
ge Haushaltskonsolidierung zugunsten eines
Wachstumsimpulses zuruck. Allerdings hatte
man sich auf die Konsolidierung des Haus-
haltes fiber den Konjunkturzyklus hinweg
programmatisch festgelegt. Begtinstigt durch
das stabile Wirtschaftswachstum war es der
SD moglich, nach der Einkommenssteuer-
senkung 1994 auch in den folgenden Jahren
die Steuersatze zu senken (OECD 1999b:
144). Dadurch, verbunden mit der Steigerung
der Okologischen Verbrauchssteuern, stieg
der Anteil der indirekten Steuern (in % des
BIP), wahrend der Anteil der direkten
Steuern leicht sank.

In der Sozialpolitik blieb die Transferhohe
von Ersatzleistungen unverandert und der of-
fentliche Dienst wurde in seinem Umfang er-
halten. Ein Teil der Sozialpolitik wurde in
den Dienst der Beschaftigungspolitik ge-
stellt: Zum einen wurden 1993 die drei Pro-
gramme zum zeitweiligen Ausstieg aus dem

Erwerbsleben (Elternurlaub, Bildungsurlaub,
Sabbaturlaub) ausgebaut, um auf den frei
werdenden Stellen subventionierte Beschaf-
tigung im Rahmen der aktivierenden Arbeits-
marktpolitik zu fOrdern. Zum anderen wurde
das umfassende System der Frtihverrentun-
gen beibehalten und blieb ein staatliches In-
strument zur kunstlichen Verknappung des
Arbeitskrafteangebots. Die Zusage von Re-
gierungschef Rasmussen, daran unverandert
festzuhalten, hatte 1998 wahlentscheidende
Bedeutung. Bei den Verhandlungen zur Ar-
beitsmarktreform 111(1998) kam es zu einem
Kompromiss mit den btirgerlichen Opposi-
tionsparteien fiber eine moderate Kiirzung
des FrUhverrentungsprogramms. 15 Wahrend
bei den vorangegangenen Reformen die Ren-
tenhohe unangetastet blieb, wagten sich die
Sozialdemokraten dieses Mal an diese heikle
Frage, wodurch sie massiv an Zustimmung
verloren.

BegUnstigt wurden die Reformen in der
Arbeitsmarktpolitik durch die begleitende
wissenschaftliche Diskussion dieses Themas
durch Papiere (z.B. Zeuthen-Report) der bi-
partistischen Arbeitsmarktkommission. Schon
die konservative Vorgangerregierung hatte
aktivierende Mal3nahmen einftihren wollen,
verknupft mit signifikanten Leistungskt1r-
zungen. Entsprechende Verhandlungen zwi-
schen den Parteien verliefen allerdings im
Sande (Torfing 1999: 14). 1993 griffen die
Sozialdemokraten die Vorschlage zur Akti-
vierung auf. Zwar reduzierten sie auch die
Leistungsdauer, nicht jedoch die Hohe. Zen-
trale Elemente der in drei Schritten (1994,
1995, 1998) implementierten Reform waren:
(1) Die sukzessive Kurzung der Leistungs-
dauer von 9 auf 4 Jahre und eine langere und
fruher einsetzende Aktivierungsphase, (2)
die Ausdehnung der Personengruppe mit ver-
pflichtender Teilnahme, (3) eine Konzentrie-
rung der Aktivierungsmal3nahmen auf Bil-
dung und (4) individuell abgestimmte Ak-
tionsplane zwischen Arbeitslosem und Ar-
beitsamt. Daneben wurde das zentralistische
System der Arbeitsmarktverwaltung in 14
Regionen dezentralisiert. Wahrend die ratio-
nale Verwaltung fast ausschliel3lich ftir die
Evaluierung zustandig ist, wurde die [triple-
mentierung den regionalen Arbeitsverwal-
tungen Obergeben. Diese sind tripartistisch 119
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besetzt (Gemeinden, regionale Arbeitgeber
und Gewerkschaften) und legen konkrete lo-
kale Mallnahmen fest. Besonders die Ge-
werkschaften konnten dadurch Einfluss zu-
ruckgewinnen, den sie durch die Dezentrali-
sierung der Tarifverhandlungen verloren hat-
ten.

Die SD-Regierung nutzte zur Umsetzung
ihres Programms die Ressourcen geschickt
aus, die durch die informelle Konsenskultur
in Danemark bereitstehen. Die relevanten
Interessenverbande werden Ober Kommis-
sionen schon im Vorfeld des Gesetzgebungs-
prozesses eingebunden. 16 Vor allem in der
Beschaftigungspolitik wurde die Imple-
mentation weitgehend in die Hande der
Tarifpartner gelegt. Die SD nutzte den direk-
ten Zugriff auf die wesentlichen Sicherungs-
systeme (den „Schatten der Hierarchie") da-
zu, die Tarifparteien zur Mitarbeit zu bewe-
gen.

3.5 Deutschland (ab 1998)

Uber ein eindeutiges programmatisches
Profit verftigte die SPD beim Regierungs-
wechsel 1998 nicht; dementsprechend brach
der im Wahlkampf stillgelegte Konflikt zwi-
schen den „Traditionalisten" und „Moder-
nisierern" bereits ein halbes Jahr nach
Regierungsbeginn wieder auf— angeheizt vor
allem durch das wirtschaftsliberale Schroder-
Blair-Papier. Die Partei folgte diesem „von
oben" verordneten Modernisierungskurs nur
sehr zogerlich, und auch die begonnene
Grundsatzprogrammdebatte konnte bisher
kaum etwas zur Klarung des innerparteili-
chen Konfliktes zwischen den Verteidigern
des sozialstaatlichen Status quo und den
Liberalisierungsbefarwortern beitragen, auch
wenn die erste Legislaturperiode der Regie-
rung SchrOder als ein „Punktsieg" der Mo-
dernisierer interpretiert werden kann (Egle/
Henkes 2003). Die programmatische Debatte
kreist v.a. urn den Grundwert der sozialen
Gerechtigkeit und den Bedeutungsinhalt von
„Gleichheit".

In der Haushaltspolitik manifestierte sich
1998-2002 ein zweifacher Po litikwechsel
(Zohlnhofer 2003): Wahrend die erste, von
Lafontaine verantwortete Steuerreform vor

allem Arbeitnehmerhaushalten zugute kam
und die Wirtschaft belastete, wurden mit der
zweiten Steuerreform unter seinem Nach-
folger Eichel massive Steuerentlastungen fur
Unternehmen, vor allem fur Kapitalgesell-
schaften, und damit eine Politik der Ver-
marktlichung durchgeftihrt. Zuvor schwenk-
te man auf einen Konsolidierungskurs ein.
Die Steuersenkungen gingen deutlich Ober
die im Wahlprogramm angekundigten Ma13-
nahmen hinaus." Mit der Okosteuer wurden
indirekte Steuern erhOht, urn den Renten-
versicherungsbeitrag zu senken. Die ange-
ktindigte Blockade der oppositionellen CDU
im Bundesrat wurde durch selektive Anreize
fur bestimmte Landerregierungen umspielt
(Merkel 2003). Im Herbst 2002 schwachte
die rot-grtine Regierung diesen Kurs ab und
beschloss aufgrund der prekaren Finanzlage
des Staatshaushaltes und der Sozialver-
sicherungssysteme diverse Mallnahmen zur
Einnahmenerhohung, aufierdem stieg die
Verschuldung wieder stark an.

In der Sozialpolitik beschritt die Regie-
rung zunachst einen staatsorientierten Weg,
da sie mit der Einbeziehung so genannter
„Scheinselbststandiger" und geringfugig Be-
schaftigter in die Sozialversicherung eine
Politik der Mehreinnahmen (anstelle von
Leistungskurzungen) verfolgte und mit der
Reform der so genannten 630-DM-Jobs den
Arbeitsmarkt weiter regulierte. Nach der
Wiederwahl 2002 nahm sie diese MaBnah-
men wieder zurtick (Mini-Jobs, lch-AG). In
der Gesundheitspolitik wurde anfangs einer
zunehmenden Eigenvorsorge der Patienten
eine klare Absage erteilt und die wenigen
Elemente der Eigenbeteiligung sogar zurOck-
genommen (Hartmann 2003). Nach heftigen
Protesten der Arzte- und Pharmaverbande
machte man auch erste Mafinahmen der
Kostendampfung wieder ruckgangig. Erst die
2003 von Regierung und CDU-Opposition
gemeinsam beschlossene Gesundheitsreform
erhohte die Eigenbeteiligung und fahrte zu
einer Teilprivatisierung (Zahnersatz, Kran-
kengeld). Im Zuge der Rentenreform 2000
wurde das Leistungsniveau der gesetzlichen
Rente abgesenkt und mit der Einftihrung ei-
ner freiwilligen kapitalgedeckten Zusatzrente
eine Teilprivatisierung vorgenommen, bei
der der Staat mit der Zertifizierung und fi-120
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nanziellen Forderung weiterhin engagiert
bleibt.

In der Arbeitsmarktpolitik kann keine
MarktOffnung diagnostiziert werden, da Lo-
ckerungen der Vorgangerregierung beim
Ktindigungsschutz und der Lohnfortzahlung
im Krankheitsfall zuriickgenommen wurden.
Daneben wurden arbeitslose Jugendliche mit
einem staatlich finanzierten Programm be-
schaftigt und qualifiziert und mit dem Job-
AQTIV-Gesetz MaBnahmen einer aktivie-
renden Arbeitsmarktpolitik eingefiihrt (Blan-
cke/Schmid 2003). Das „Btindnis fur Arbeit"
als strategisches Schltisselprojekt war der
Versuch, das hohe Blockadepotenzial der
Gewerkschaften ftir marktoffnende Refor-
men in der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik
zu verringern und eine beschaftigungswirk-
same Lohnpolitik zu erreichen. Dies scheiter-
te, da der Regierung der notige „Schatten der
Hierarchie" fehlte (Hassel 2000) und sie ihre
potenziellen Tauschgtiter (Kundigungs-
schutz, Lohnfortzahlung) bereits eingelost
hatte. Wahrend die drohende Blockade des
Bundesrates 18 bei der Verabschiedung der
Steuer- und Rentenreform durch entspre-
chendes Bargaining zweimal umgangen wer-
den konnte, gelang es der Regierung nicht,
eine marktoffnende Politik im Bereich des
Arbeitsmarktes gegen den linken ParteiflOgel
der SPD und vor allem gegen die Gewerk-
schaften durchzusetzen. Mit der „Agenda
2010" wurden ab Mille 2003 verstarkte Be-
miihungen unternommen, diesen Widerstand
nun doch zu Oberwinden.

3.6 Frankreich (1997-2002)

Programmatisch betrieb der 1997 an die
Macht gekommene Parti Socialiste (PS) eine
Revitalisierung „republikanischer" Werte
(Beilecke 1999), die einen Gegenentwurf
zum (neo-)liberalen Globalisierungsdiskurs
darstellen. Mit dem Begriff des „Voluntaris-
mus" wurde eine Rehabilitierung der Politik
gegentiber Okonomischen Sachzwangen ge-
fordert. Mit der Programmschrift „Vers un
monde plus juste" vertrat der PS eine kriti-
sche Position gegentiber dem „Dritten Weg".
Eine Revision klassischer sozialdemokrati-
scher Ziele war nicht zu beobachten — selbst

das Instrument keynesianischer Fiskal- und
Geldpolitik wurde vom PS weiterhin als
Erfolg versprechend angesehen.

In der Haushaltspolitik konnte die Regie-
rung durch selektive SteuererhOhungen und
-senkungen und durch entsprechende ErhO-
hungen sozialer Leistungen (s.u.) eine ge-
wtinschte umverteilende Wirkung und eine
Kaufkraftsteigerung hervorrufen. Neben der
Entlastung der Privathaushalte (vor allem
solche mit geringem Einkommen) wurden
Unternehmen durch eine temporare ErhO-
hung der KOrperschaftssteuer zunachst belas-
tet, wobei letzteres mit der Erfullung der
Maastrichtkriterien begrtindet wurde. 19 Au-
Berdem wurden Kapitaleinkommen hoher
besteuert. Gesenkt wurden hingegen die
Wohnungssteuer und die Mehrwertsteuer.
Durch die ErhOhung der Sozialsteuer CSG
bei gleichzeitiger Senkung der Kranken-
versicherungsbeitrage der Arbeitnehmer soil-
te einerseits die Kaufkraft gesteigert, ande-
rerseits die Finanzierungsgrundlage der
Krankenversorgung verbreitert werden. 20

Erst das Haushaltsjahr 2001 brachte tiberra-
schende, im Wahlprogramm nicht angektin-
digte Steuererleichterungen fOr Besserver-
dienende und Unternehmen, die als die urn-
fangreichsten in der Geschichte der V. Re-
publik gelten. 21 Im Widerspruch zum Wahl-
programm 1997 wurde die Privatisierungs-
politik der Vorgangerregierung weitergeftihrt
(OECD 2001: 107ff.). Bei der offentlichen
Daseinsvorsorge („service public") gab es
zwar eine zogerliche Offnung fur privates
Kapital, allerdings bestand keine Absicht,
hier die Kontrolle des Staates abzugeben.

In der Sozialpolitik wurde mit der Ein-
führung der universellen Krankenversiche-
rung CMU eine Versorgungslticke bei Ge-
ringverdienern geschlossen. Die Kosten ftir
die nun obligatorische Zusatzversicherung
werden vom Staat tibernommen, die Versi-
cherten Vinnen ihre Zusatzversicherung al-
lerdings auf dem Markt frei wahlen. In der
Rentenpolitik verhielt sich die Regierung at-
tentistisch, da vor allem die konfliktfahigen
Gewerkschaften des Offentlichen Dienstes ei-
ner Reform skeptisch gegentiberstehen. Die
Regierung beschrankte sich im Wesentlichen
darauf, in Expertenkommissionen unter
Einbindung der Sozialpartner Vorschlage 121
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eine mogliche Rentenreform erarbeiten zu
lassen. Weitere MaBnahmen in der Sozial-
politik waren Anhebungen von Sozialleis-
tungen (u.a. Mindestlohn, Arbeitslosenun-
terstiltzung und Sozialhilfe) und die Ktirzung
von Familienbeihilfen fur besser V erdie-
nende.

In der Arbeitsmarktpolitik wurden durch
ein Beschaftigungsprogramm Mr Jugendli-
che ca. 300.000 Arbeitsplatze vorwiegend im
offentlichen Sektor geschaffen.22 Um Substi-
tutionseffekte zu vermeiden, wurden fur die
neu geschaffenen Stellen in konsensueller
Zusammenarbeit der Akteure Staat, Gebiets-
korperschaften und gemeinniitzige Vereine
eigene Beschaftigungsprofile erstellt (Uter-
wedde 2000). Bei der Einftihrung der 35-
Stunden-Woche versuchte die Regierung mit
einer tripartistischen Konferenz vergeblich,
die Sozialpartner einzubinden. Gegen den
anhaltenden Widerstand der Arbeitgeber leg-
te sie dann die Rahmenbedingungen der Ar-
beitszeitverkurzung fest, die konkrete Aus-
gestaltung der Arbeitszeiten wurde jedoch
den Sozialpartnern tiberlassen. Dabei profi-
tierten die Arbeitgeber von der Einftihrung
von Jahresarbeitszeitkonten (d.h. Flexibi-
lisierung der Arbeitszeiten), groBztigigen
staatlichen Lohnkostenzuschussen und An-
reizen bei Einstellungen im Niedriglohn-
bereich. Eine von den Sozialpartnern verhan-
delte und von der Regierung libernommene
Reform der Arbeitslosenuntersttitzung brach-
te zwar keine neuen Pflichten fur Arbeits-
lose, aber durch die Einftihrung von perstinli-
chen Eingliederungsplanen sollte der Druck
auf Arbeitslose zur Aufnahme einer Beschaf-
tigung erhOht werden. Da im Zuge dieser
Reform aber auch die bisherige Degressivitat
des Arbeitslosengeldes aufgehoben wurde,
wird der Aktivierungserfolg dieser Ma13-
nahme unterschiedlich beurteilt (OECD
2001: 91; Uterwedde 2001: 238 ff.).

Aufgrund der in Frankreich schwach aus-
gepragten Sozialbeziehungen fiel es der Re-
gierung schwer, die Sozialpartner erfolgreich
einzubinden. Dies wird an der gescheiterten
tripartistischen Konferenz zur Einftihrung
der Arbeitszeitverkiirzung und der attentisti-
schen Rentenpolitik deutlich. Allerdings
konnte im Zuge der Implementierung der
Arbeitszeitverkurzung und des Programms

gegen die Jugendarbeitslosigkeit eine Akti-
vierung und Starkung der Sozialbeziehungen
erreicht werden.

3.7 Zusammenfassende Bewertung

Nach temporaren SteuererhOhungen in
Frankreich (Unternehmenssteuern) und
Schweden (Einkommens- und V ermtigens-
steuern) konnen in alien Landern Steuer-
senkungen beobachtet werden. Zusatzliche
Einnahmen generieren alle Regierungen
Ober eingeftihrte oder erhtihte Okosteuern.
Der Haushaltskonsolidierung wurde unter-
schiedliches Gewicht beigemessen.

Dagegen ist in der Sozialpolitik keine kla-
re Tendenz festzustellen. Frankreich und
GroBbritannien erhaten Sozialleistungen,
die Niederlande nahmen Ktirzungen vor, in
Danemark und Schweden wurde die Bezugs-
dauer reduziert, wahrend Deutschland bis zur
„Agenda 2010" beim Status quo verharrte. In
der Rentenpolitik fiihrten immerhin vier
Lander (GB, D, NL, S) eine Teilprivati-
sierung ein oder bauten sie aus — jedoch aus-
gehend von sehr unterschiedlichen Niveaus.

Ahnlicher sind sich die MaBnahmen im
Bereich der Arbeitsmarktpolitik: Im Rahmen
der aktivierenden Arbeitsmarktpolitik findet
sich in alien Landern das Prinzip des For-
derns und FOrderns, also MaBnahmen zur
Steigerung der Beschaftigungsfahigkeit, mit
zumindest vergleichbaren Programmen und
Zielgruppen. Unterschiedlich stark fallen je-
doch die Sanktionen aus, wenn entsprechen-
de Angebote nicht wahrgenommen werden.
Ebenso gehen die sozialdemokratischen Re-
gierungen bei der (De-)Regulierung des Ar-
beitsmarktes vor. In Danemark und Grol3-
britannien blieben die deregulierten Arbeits-
markte weitgehend unverandert, Schweden
und Frankreich nahmen leichte Deregulie-
rungen vor. Die SPD regulierte einen ohne-
hin verkrusteten Arbeitsmarkt, machte diesen
Schritt spater aber wieder rtIckgangig. Die
Niederlander gingen mit groBen Schritten
den Weg der Teilzeit- und Leiharbeit welter.
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4. Restriktionsanalyse

Wie lasst sich der Befund — eine relativ ein-
heitliche Richtung mit deutlichen Unter-
schieden im Ausmal3 — der sozialdemokrati-
schen Antworten auf integrierte Markte er-
klaren? Eine wichtige Rolle spielt der ver-
gleichenden Staatstatigkeitsforschung zufol-
ge der nationale Handlungskontext (Schmidt
1996a; Huber/Ragins/Stevens 1993; Colo-
mer 1996). lnwieweit lassen sich die Unter-
schiede mit einer ausschlieBlich auf sozialde-
mokratische Parteien bezogenen Restrik-
tionsanalyse erklaren?23 Unsere Analyse
lasst die Begrenzung auf Filterfaktoren
(Merkel 1993) zu, die eindeutig als Restrik-
tion ftir marktOffnende Politik im „feasible
set" gelten ktinnen und auf drei Ebenen zu
verorten sind. 24

1. Auf der politischen Ebene spielt der
Parteienwettbewerb, also die Konkurrenz-
struktur und die KoalitionsmOglichkeiten far
die Sozialdemokratie eine wesentliche
Rolle: 25

—Bei der Existenz von signifikanten Links-
sozialisten (als Konkurrenten urn Wah-
lerstimmen) gerat durch eine marktoffnende
Politik das Ziel der Stimmenmaximierung in
Gefahr.
—Eine solche Politik wird auch erschwert
durch eine Koalition mit einer Panel, die auf
der okonomischen Achse links von den
Sozialdemokraten steht und starker am Er-
halt staatlicher Steuerung oder an der Kor-
rektur des Marktes interessiert ist.
—Durch eine btirgerliche Hauptpartei 26 mit
signifikanter sozialstaatlicher Ausrichtung
(Schmidt 1996b) ist die politische Bewe-
gungsfreiheit zur Mitte ebenfalls einge-
schrankt.

2. Auf der gesellschaftlichen Ebene sind
in Bezug auf die sozialdemokratische Pro-
grammatik und Politik die Gewerkschaften
(d.h. Konfliktpotenzial, Struktur und Ein-
bindung in das System der industriellen
Beziehungen) wichtige Determinanten:
— 1st die Mitsprache der Gewerkschaften auf
zentralstaatlicher Ebene im Sinne korporati-
stischer Arrangements institutionell gesichert
(Czada 2000), wird eine Politik der Ver-
marktlichung durch dieses politikfeldspezifi-
sche Blockadepotenzial gebremst.

—Starke Gewerkschaften im offentlichen
Dienst werden in erster Linie die speziellen
lnteressen ihrer Mitglieder vertreten und eine
Entkoppelung der Lohnentwicklung vom pri-
vaten Sektor oder eine Privatisierung Offent-
licher Dienstleistungen bekampfen. Dabei
verfilgen sie in der Regel uber eine Mit-
gliedschaft, die zur Kernwahlerschaft der
Sozialdemokratie gehort.
— Auch sektorale Gewerkschaften im priva-
ten Sektor vertreten in erster Linie exklusiv
die Interessen ihrer Klientel (vgl. auch
Garrett/Way 1999). Wird dies durch eine
starke Tarifautonomie geschtitzt, besitzt die
Regierung wenig Drohpotenzial, urn die
Gewerkschaften zur Mitarbeit an Reformen
zu bewegen.

3. Die Charakteristika der wohlfahrts-
staatlichen Struktur (sowohl des Sozial-
staates als auch des Arbeitsmarktes) beein-
flussen die MOglichkeiten der Sozialde-
mokratie, eine marktOffnende Politik zu be-
treiben: 27

—Ein hoch regulierter Arbeitsmarkt schafft
und institutionalisiert eine Gruppe von
Insidern, die als konfliktfdhige Gruppe in der
Lage ist, den Sozialdemokraten elektorale
Verluste zuzufugen, falls diese den Arbeits-
markt zu flexibilisieren versucht.
— Ein segmentierter, beitragsfinanzierter
Wohlfahrtsstaat mit autonomen Versiche-
rungen 1st eine Restriktion, weil Sozial-
versicherungen und ihre Selbstverwaltungs-
organe zusatzliche Akteure bei der Reform
von Wohlfahrtsstaaten darstellen, die ein
Interesse an der Bestandswahrung haben. Die
Leistungen autonomer Sozialversicherungen
lassen sich auBerdem nur schwer reformie-
ren, da die Versicherten durch ihre Beitrage
in der Regel Rechtsansprtiche auf Leistungen
erwerben.

Die ersten beiden Restriktionen verengen
den Handlungskorridor sozialdemokratischer
Regierungen in Frankreich, abgeschwacht
auch in den beiden skandinavischen Landern
sowie in Deutschland und den Niederlanden.
Eine besonders hohe Htirde ist die Existenz
einer burgerlichen Sozialstaatspartei in
Deutschland, auch die franzOsischen Gaullis-
ten sind etatistisch orientiert. Das Vorhan-
densein einer zweiten Sozialstaatspartei ist in
Holland (CDA) hingegen als Restriktion nur124
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Tabelle 2: Restriktionen marktaffirmativer Reformen sozialdemokratischer Parteien

GB	 NL	 DK

- (x)
	

x
(x)
	

(x )
- (x)	 —

Parteienwettbewerb
Linkssozialisten als Konkurrent
Koalition mit `linken' Partnern
Zweite Sozialstaatspartei

Gewerkschaften
Starke, sektorale Gewerkschaften im
offentlichen Dienst
Tarifautonomie, die von starken
sektoralen Gewerkschaften vertei-
digt wird
Institutionelle Mitspracherechte der
Gewerkschaften

Wohlfahrtsstaatliche Struktur
Hochregulierter Arbeitsmarkt
Segmentierter, beitragsfinanzierter
WS mit autonomen Versicherungen 

x

x

(x)

(x)

x

x	 —	 x	 x	 x
(x)

x Bestehende Restriktion
(x) Zwischenkategorie aufgrund nationaler Besonderheiten
— Nichtbestehende Restriktion

Eine abgeschwdchte Restriktion in Deutschland ist von der Einschatzung des grilnen Koalitionspartners
als „linker" Partei abhangig — in Bezug auf die hier untersuchten Politikfelder ordnen wir sie nicht als
klassische „linke" Partei ein. Ebenso ist die PDS national betrachtet kein wirklicher Konkurrent der SPD.
Die Minderheitsregierungen in Ddnemark und Schweden sind ebenfalls nur eingeschrankt als
„Koalitionen" mit linken Partnern zu begreifen. Zwar gab es eine Zusammenarbeit mit diesen Parteien, al-
lerdings kann die Sozialdemokratie auch auf btirgerliche Parteien zurtickgreifen. Die Linkssozialisten in
den Niederlanden sind als Konkurrent erst ab 1998 relevant.

eingeschrankt gultig, weil diese die ein-
schneidenden Reformen in den 1980er
Jahren und in der grol3en Koalition mit der
PvdA von 1989-1994 durchfahrte, was die
Perzeption als Sozialstaatspartei in Relation
zur PvdA abschwachte.

lnnerhalb des zweiten Sets von Restrik-
tionen mussten vor allem die Sozialdemokra-
tien Danemarks und Schwedens die starken
Gewerkschaften im offentlichen Sektor be-
rOcksichtigen, was die IVIOglichkeit des
Rtickbaus der vom offentlichen Sektor er-
brachten Dienstleistungen erheblich ein-
engte. Wenn auch nicht in dem MaBe wie in
Skandinavien, so besitzen auch die Gewerk-
schaften des offentlichen Dienstes Deutsch-
lands und Frankreichs ein Konfliktpotenzial,
das in Deutschland durch die gesetzlich ver-
ankerte Tarifautonomie verstarkt wird. Vor
allem die Sozialdemokratien in Deutschland

und Frankreich (auf dem Gebiet des Arbeits-
marktes auch in Schweden) werden durch
das dritte Restriktionsbandel beschrankt.

Generell gilt: Jede dieser Restriktionen ist
ein Hindernis fib- eine starker wirtschaftslibe-
ral orientierte Politik. So war in Grol3bri-
tannien die Labour Party mit keinen grol3eren
Widerstanden konfrontiert, konnte das Poli-
tikerbe der Vorgangerregierung beibehalten
und ihre marktorientierte Programmatik ver-
folgen. In Deutschland und Frankreich hin-
gegen waren die Htirden gegen eine liberale
Revision besonders hoch aufgerichtet, was
sich auch in den verwirklichten Policies nie-
derschlug. Auch die gemaBigt marktliberale
Politik der in der Restriktionsanalyse zwi-
schen den Extremen liegenden skandinavi-
schen Lander lasst sich so erklaren. Uberdies
zeigt sich, dass die Restriktionen nicht erst die
Policy beeinflussen, sondern schon auf die so- 125



C. Egle u.a: Sozialdemokratische Antworten

zialdemokratische Programmatik wirken, da
sie von den Akteuren bei der Politikformu-
lierung antizipiert werden. Nur in den Nie-
derlanden haben die Sozialdemokraten
scheinbar ungeachtet der vorhandenen Res-
triktionen eine marktorientierte Politik ver-
folgt. Zuriickzuftihren ist dies darauf, dass
die Vetomacht von Gewerkschaften in kor-
poratistischen Institutionen in eine Ressource
verwandelt werden konnte und — was ein
Vergleich mit Deutschland beleuchtet — dass
die PvdA mit der zweiten Sozialstaatspartei
zusammen die Vorgangerregierung bildete
und wesentliche Institutionen schon vorher
reform ierte.

5. Nationale Einbindungsstrategien

Die nationalstaatlichen Restriktionen beein-
flussen nicht nur das AusmaB der MarktOff-
nung, sondern auch die dabei angewandte
Strategie, also den zweiten Teil der Frage-
stellung, die an die Argumentation neuerer
Untersuchungen zu Korporatismus und Aus-
handlungsprozessen anknupft (v.a. Czada
2000; Ebbinghaus/Hassel 2000; Culpepper
2002). Unterteilen lassen sich die Restrik-
tionen in zwei Untergruppen, von denen die
erste den Handlungsraum far die gewahlte
Strategic konstituiert (es handelt sich v.a. um
die letzten vier Kategorien in Tabelle (2),
wahrend die andere die akteursorientierten
Faktoren umfasst, welcher die Kosten und
Nutzen der gewahlten sozialdemokratischen
Strategic beeinflusst.

Grosso modo lassen sich vier Strategie-
muster unterscheiden:

1. Eine Vorgehensweise der Regierung,
die kaum eine oder keine Riickkoppelung mit
anderen Parteien oder den Sozialpartnern be-
inhaltet.

2. Eine Strategic, die zwar das Bemilhen
urn die Einbindung der Sozialpartner erken-
nen lasst, bei der die Regierung jedoch nicht
zwingend auf diese angewiesen ist.

3. Eine klare Einbindungsstrategie, die
sich vor allem auf den Status der ubrigen Ak-
teure als Vetospieler grundet.

4. Eine sehr weit reichende Einbindung der
Sozialpartner, die ihren Rahmen in schon

bestehenden korporatistischen Institutionen
findet.

Offenkundig haben in alien Strategien —
mit Ausnahme der ersten — Verhandlungen
einen maBgeblichen Anteil am Zustande-
kommen oder Scheitern von Reformen. Die
erste Strategic, die man als „hierarchische
Steuerung" bezeichnen kann, kommt in den
untersuchten Politikfeldern am haufigsten in
GroBbritannien zur Anwendung — begunstigt
durch fehlende Restriktionen — und wird in
der weiteren Betrachtung nur eine unterge-
ordnete Rolle spielen. Die drei anderen
Strategien lassen sich als Formen des politi-
schen Tausches mit spezifischen Bedingun-
gen und Funktionslogiken interpretieren und
kOnnen mit den Begriffen (a) asymmetrischer
Tausch, (b) direkter Tausch und (c) konsen-
sueller Tausch analytisch getrennt werden.

Ein erstes Kriterium fur eine hinreichend
scharfe Trennung ist die relative Verhand-
lungsposition der involvierten Parteien. Auch
wenn alle Beteiligten ein Interesse am
Zustandekommen des Tausches haben, kOn-
nen die Anreizstrukturen unterschiedlich
ausgepragt sein. Grundlage ist das Machtpo-
tenzial der beteiligten Akteure (Dowding
1991). Wahrend „outcome power" (ebd.: 48)
die Fahigkeit eines Akteurs darstellt, ein be-
stimmtes Ergebnis zu erzielen, besitzt der mit
„social power" ausgestattete Akteur nur die
MOglichkeit, die Kosten-Nutzen-Struktur der
anderen Akteure zum eigenen Vorteil zu ver-
andern. Im Unterschied zur hierarchischen
Steuerung, wo ausschlieBlich die Regierung
iiber „outcome power" verfugt, besitzt sie
diesen „Schatten der Hierarchic" beim asym-
metrischen und konsensuellen Tausch zwar
immer noch, die anderen Akteure verftigen
aber Ober hinreichend „social power", urn die
Kosten-Nutzen-Struktur nachhaltig zu veran-
dern. Hier kann die Regierung dem Verhand-
lungspartner Kosten ftir den Fall androhen,
dass der Tausch nicht zustande kommt, sie
kann das Ergebnis aber auch alleine durch-
setzen. Damit erhOht sich der Anreiz fur den
Tauschpartner, diesen Tausch zu vollziehen,
auch wenn es eigene Verluste bedeutet. Die
Verluste mtissen lediglich geringer sein als
die zu erwartenden Kosten bei versagter
Zustimmung. Sowohl in Schweden als auch
in Danemark waren die sozialdemokrati-126
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schen Regierungen prinzipiell in der Lage,
ihre Reformpolitik hierarchisch durchzuset-
zen. Allerdings mussten in beiden Landern
die Sozialdemokraten das (auch innerpartei-
liche) Protestpotenzial der ihnen immer noch
eng verbundenen Gewerkschaften beachten.
Deren stillschweigendes Einverstandnis zur
verfolgten Politik konnte in beiden Fallen je-
doch erreicht werden: in Schweden durch die
Zusicherung des nur temporaren Charakters
der Ktirzungen, in Danemark durch die
Einbindung in die Implementation der
Arbeitsmarktreform und in beiden Landern
durch die Aufrechterhaltung des Umfangs
zentraler offentlicher Dienstleistungen. Ge-
winner der Verhandlungen waren in beiden
Fallen die Regierungen, die Gewerkschaften
konnten lediglich Verluste reduzieren. Bei
der Einfuhrung der 35-Stunden-Woche in
Frankreich war zunachst auch der Versuch
eines asymmetrischen Tausches zu beobach-
ten: Die Regierung stellte die Einftihrung
nicht zur Disposition, zeigte jedoch Of-
fenheit bezuglich der konkreten Ausgestal-
tung. Nach dem Scheitern der tripartistischen
Konferenz setzte die Regierung hierarchisch
ein Ergebnis durch. Sie zwang die Arbeit-
geber zur Verkurzung der Arbeitszeit, ent-
schadigte sie aber mit Flexibilisierung und
Lohnkostenzuschtissen. Umgekehrt mussten
die Gewerkschaften die Flexibilisierung hin-
nehmen und erhielten daftir die 35-Stunden-
Woche bei vollem Lohnausgleich.

1m Fall des direkten Tausches ist die
Macht hingegen gleichmaBig verteilt. Das
bedeutet, dass die Tauschobjekte die Bedin-
gungen der Komplementaritat erfilllen mtls-
sen, damit ein Tausch und somit die Veran-
derung des Status quo zustande kommt.
Beide Parteien milssen also Guter besitzen,
die von der anderen Seite als mindestens
gleichwertig zum eigenen Tauschobjekt an-
gesehen werden. Dies kann dadurch erreicht
werden, dass Tauschpakete geschnurt wer-
den, die beiden Partnern ausreichend Anreize
bieten, in den Tausch einzuwilligen, voraus-
gesetzt, dass beide Parteien tither ausreichend
Tauschobjekte — mitunter in verschiedenen
Politikfeldern — verfugen. So praktizierte die
SPD-geftihrte Bundesregierung beispielswei-
se einen direkten Tausch mit einigen Lander-
regierungen, urn sowohl die Steuerreform

2000 als such die Rentenreform durch den
unionsbeherrschten Bundesrat zu bringen.
Dies gelang in beiden Fallen, da beide
Tauschpartner ihre Tauschobjekte sofort ein-
Ibsen konnten. Nicht in Angriff genommen
worden ist jedoch der Versuch, die Akzep-
tanz der Gewerkschaften fur Deregulierun-
gen des Arbeitsmarktes gegen gewerk-
schaftsfreundliche Gesetze (z.B. Betriebsver-
fassungsgesetz) zu tauschen. Vielmehr wur-
de dieses Gesetz ohne (erkennbare) Gegen-
leistung „verschenkt". Aus der Logik des
Tausches heraus bleibt unverstandlich, wa-
rum von den Gewerkschaften keine Gegen-
leistung filr die Bedienung ihrer Klientel ver-
langt worden ist, wenn zumindest der Fltigel
der „Modernisierer" in der SPD eine deregu-
lierende Politik beabsichtigt hatte.

Kann keine direkte Komplementaritat er-
reicht werden, bleibt den Akteuren die
MOglichkeit des zeitversetzten Austausches,
allerdings verbunden mit dem Enforcement-
Problem: Derjenige Akteur, der bei diesem
Tausch in Vorleistung treten muss, sieht sich
mit einer wichtigen Unsicherheit konfron-
tiert, da er nicht sicher sein kann, ob der
Tauschpartner den Vertrag zeitversetzt ein-
halt. Gespendet werden konnen notwendiges
Vertrauen und hinreichende Sicherheit durch
intakte korporatistische Institutionen, die ko-
ordinierte MaBnahmen mit unterschiedlichen
Zeithorizonten aber unterschiedliche Politik-
felder hinweg ermoglichen (Ebbinghaus/
Hassel 2000). Es gibt jedoch eine wichtige
Bedingung: Weil die Untersuchungsebene
der Nationalstaat ist, milssen die korporatisti-
schen Strukturen und Akteure dieselbe
Dimension aufweisen. Ein sektoraler oder
Meso-Korporatismus kann die genannten
Aufgaben gerade nicht erftillen, denn durch
diese wird die wechselseitige Abschottung
von Politikfeldern verstarkt und autonome
korporatistische Politiknetzwerke konnen ei-
gene Interessenpositionen gegenuber den
Belangen einer gesamtwirtschaftlich abge-
stimmten Politik behaupten (Czada 2000).
Beispielhaft fur ein koordiniertes Vorgehen
waren in den Niederlanden die Abkommen
von 1993 und 1996 zwischen Gewerkschaf-
ten und Arbeitgebern, die Grundlage
groBe Teile der Arbeitsmarktgesetzgebung
bildeten. Erleichtert wurde dies durch den 127



starkeren hierarchischen Schatten aufgrund
institutioneller Veranderungen. In den
1990er Jahren konnte auf den Ergebnissen
der konsensuellen Tauschstrategien der
1980er Jahre aufgebaut werden, wobei ver-
mehrt asymmetrische Tauschgeschafte zu
beobachten waren.

Zwar lassen sich die sozialdemokratischen
Parteien der Lander nicht pauschal einem
Verhandlungstyp far alle Politikfelder zuord-
nen, sie haben aber doch eine vorherrschende
Strategie, die mal3geblich von der nationalen
Restriktionskonfiguration beeinflusst wird.
Aus der Differenzierung der Verhandlungs-
typen lassen sich nahe liegende Vermutun-
gen Ober Konsequenzen hinsichtlich der An-
forderungen an die Regierung formulieren:
Der Verhandlungsspielraum ist fur eine Re-
gierung, die eine Veranderung des Status quo
anstrebt, im direkten Tausch am geringsten.
Die Einwilligung der Verhandlungspartner
kann nicht erzwungen werden, die angebote-
nen Tauschobjekte mtissen anspruchsvollen
Kriterien gerecht werden. Die strategischen
Anforderungen an die Regierung sind somit
sehr hoch, der angestrebte Politikwandel
wird unter diesen Bedingungen nur inkre-
menteller Natur sein. Die anderungswillige
Regierung muss sehr sorgfaltig mit den spar-
lich vorhandenen Tauschobjekten umgehen,
will sie die drohende Blockade tiberwinden.
Die Konstellation des asymmetrischen Tau-
sches uberlasst der Regierung einen grol3eren
Spielraum. Der Schatten der Hierarchie setzt
die Messlatte der von den Tauschgtitern zu
erftillenden Kriterien deutlich herab. Da-
durch vergrOBert sich die Menge zustim-
mungsfahiger Entscheidungen deutlich.
Pfadabweichungen und Reformen sind hier
wesentlich eher zu erwarten als im ersten
Fall. Uber den grol3ten Aktionsradius veritigt

eine Regierung offensichtlich im Fall des
konsensuellen Tausches. Erst hier sind poli-
tikfeldubergreifende „Deals" wahrscheinlich
und Gegenleistungen konnen auch zeitlich
verzOgert erbracht werden. Verhandlungen
unter solchen Bedingungen besitzen die
grol3te Chance, zu Reformen zu fiihren.
Allerdings sind — ahnlich wie bei der hierar-
chischen Steuerung — die institutionellen
Voraussetzungen in der Wirklichkeit nur sel-
ten anzutreffen.

6. Schluss

Die Untersuchung der sechs sozialdemokra-
tisch gefuhrten Lander zeigt zwar sowohl
programmatisch wie auch politisch bedeu-
tende Unterschiede, trotzdem ist gerade auf
den Politikfeldern Haushalts- und Arbeits-
marktpolitik ein gemeinsamer „Anpassungs-
pfad" zu erkennen. Die Varianz der sozialde-
mokratischen Politik zwischen Markt und
Staat sowie der Strategie zwischen Hierar-
chic und Konsens lasst sich zum einen durch
unterschiedliche Ausgangsniveaus, zum an-
deren durch die politisch-institutionellen
Strukturen nationalstaatlicher Politik er-
klaren.

1. Weit fortgeschritten auf dem Pfad der
Marktanpassung ist New Labour, die das
wirtschaftspolitisch liberalste Untersuchungs-
land regiert und wenig Gegenteiliges unter-
nahm, sie „verdankt" dies jedoch in wesentli-
chen Teilen der konservativen Vorganger-
regierung und den wenigsten Restriktionen.
Einen Ab- und Umbau des Wohlfahrtsstaates
fuhrte die PvdA durch, die aber ebenfalls auf
den Reformen der Vorgangerregierung (z.T.
mit eigener Beteiligung) aufbauen konnte.

Tabelle 3: Typologie der Einbindungsstrategien und Verhandlungskonstellationen

konsensueller Tausch
asymmetrischer

Tausch direkter Tausch

Verhandlungsmacht

(Makro-) korporatistische
Institution en
Strategische An forderung
an die Regierung
Reformfahigkeit

Schatten der
Hierarchic

ja

gering

hoch

Machtgleichgewicht

nein

hoch

mittel	 gering

Schatten der
Hierarchic

nein

mittel
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2. Die beiden Parteien der Lander, die in
der Outputanalyse viele Gemeinsamkeiten
besitzen — Deutschland und Frankreich —, un-
terscheiden sich in programmatischer Hin-
sicht: Wahrend die SPD vom ungelosten
Konflikt zwischen Modernisierern und Tra-
ditionalisten gepragt ist, hat sich der PS bisher
bewusst gegen eine programmatische Neu-
ausrichtung entschieden. Beide Lander weisen
allerdings auch die meisten Restriktionen auf,
die einer MarktOffnung entgegenstehen.

3. Die danischen und schwedischen So-
zialdemokraten haben sowohl programma-
tisch wie auch hinsichtlich der verfolgten Po-
litik einen weniger radikalen Wandel als
New Labour und die PvdA vollzogen: einen
moderaten oder nur zeitlich befristeten Ab-
bau des Wohlfahrtstaates. Bemerkenswert 1st
dabei, dass trotz ahnlicher Voraussetzungen
wie in Deutschland und Frankreich hinsicht-
lich der Restriktionen beide eine andere
Politik durchsetzten. Hierftir sind zwei we-
sentliche Abweichungen ursachlich: Im Ge-
gensatz zu Deutschland und Frankreich ver-
fugen die skandinavischen Lander weder
uber eine zweite, das burgerliche Spektrum
eindeutig dominierende Sozialstaatspartei
noch uber einen segmentierten und beitrags-
finanzierten Wohlfahrtsstaat.

Wie ist die Situation im Hinblick auf den
Steuerungsmodus? Entgegen der Annahme
geschwundener EinflussmOglichkeiten der
Gewerkschaften aufgrund integrierter Mark-
te (Streeck/Schmitter 1991) gibt es in alien
Untersuchungslandern Beispiele fur Versu-
che der Einbindung der Sozialpartner, die al-
lerdings einer unterschiedlichen Logik folg-
ten. Die institutionellen, politischen und ge-
sellschaftlichen Bedingungen geben den
Regierungen einen speziellen Handlungs-
kontext gerade hinsichtlich der Restriktionen
fur marktoffnende Politik vor. Diese Kon-
texte ermoglichen je unterschiedliche Strate-
gien und Tauschkonstellationen, sodass kei-
ne inharente Logik erkennbar ist, die die eu-
ropaischen Lander auf ein bestimmtes Steue-
rungsmodell zutreiben lasst. Zwar entspricht
der konsensuelle Tausch noch am ehesten
dem „alten" Korporatismusmodell, aber
selbst im prototypischen Fall der Nieder-
lande lasst sich ein Trend hin zu einem asym-
metrischen Tausch feststellen, was dem

Befund Ober den kompetitiven Korporatis-
mus (Rhodes 2001) entspricht. Die Restrik-
tion der zentralen korporatistischen Arrange-
ments lasst sich von sozialdemokratischen
Parteien besonders dann von einer Restrik-
tion in eine Ressource im Rahmen einer Ein-
bindungsstrategie umwandeln, wenn sowohl
die Bedingung der direkten Komplemen-
taritat aul3er Kraft gesetzt wird als auch ein
gewisser Schatten der Hierarchie seitens der
Regierung fair eine alternative Strategie zur
Verfugung steht. Zwar verftigen die Gewerk-
schaften nicht mehr uber ihr Vetopotenzial
aufgrund korporatistischer Steuerungsmodi.
In den Landern, in denen aber die nationalen
Restriktionen StOrpotenzial fur eine markt-
offnende Politik bereitstellen, sind die sozial-
demokratischen Regierungen zumindest zu
einem asymmetrischen Tausch und einer ent-
sprechenden Strategie gezwungen. Die natio-
nalen Ausgangs- und Rahmenbedingungen
transformieren nach wie vor die Handlungs-
imperative der Globalisierung und der eu-
ropaischen Integration und fuhren zu den be-
obachteten unterschiedlichen Anpassungs-
pfaden. Es ist somit weder eine sozialdemo-
kratische Politik des Dritten Weges noch ei-
ne sozialdemokratische Strategie zu identifi-
zieren. Dies meint in erster Linie unter-
schiedlich weit fortgeschrittene Positionen
der beobachteten Parteien, die Bewegung hat
aber trotz aller Varianz eine gemeinsame
Richtung. In allen drei Politikfeldern lassen
sich trotz allem paradigmatisch vergleichba-
re Politiken erkennen, wobei die Revisionen
in der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik auf
der Ebene der Politikinstrumente festzustel-
len sind. In beiden Politikfeldern werden die
Ziele der Vollbeschaftigung und des kollekti-
ven Sozialschutzes weiterhin vertreten.
Gea'ndert haben sich die Politikinstrumente,
die das Verhaltnis von staatlicher Leistung
und individueller Eigenverantwortlichkeit
neu justieren. In der Sozialpolitik wachst der
Anteil privater Vorsorge und in der Arbeits-
marktpolitik lasst sich mit dem Aktivierungs-
paradigma eine Gemeinsamkeit bei alien so-
zialdemokratischen Parteien erkennen. In der
Steuer- und Haushaltspolitik bleibt der Po-
litikwechsel nicht auf die Instrumente be-
schrankt, sondern wird begleitet durch einen
Wechsel auch bei den Politikzielen (vgl. Hall 129
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1993). In Konkurrenz zum Ziel der Umver-
teilung tritt das Ziel der Haushaltskonso-
lidierung, welches in einem Zielkonflikt
Prioritat geniel3t. In den sozialdemokrati-
schen Parteien ist dieser Revisionismus zwar
unterschiedlich stark ausgepragt, er ist aber
doch ein deutliches Zeichen gemeinsamen
Kurswechsels sozialdemokratischer Politik.

Anmerkungen

1 Haufig werden diese beiden Dimensionen ge-
meinsam betrachtet; so unterscheidet beispiel-
weise Vivien Schmidt (2000) einen „market
capitalism" von einem „state capitalism" und
verortet zwischen beiden den „managed capita-
lism". Auch die „varieties of capitalism"-For-
schung (z.B. Hall/Soskice 2001) geht bei der
Konstitution von Markten von einem Kontinu-
urn zwischen „liberal market economy" und
„coordinated market economy" aus. Hier fallt
offensichtlich die Art und Weise, in der eine
Regierung in den Wirtschaftsprozess einzu-
greifen versucht, mit der Frage zusammen,
welche Rolle dem Staat bei der Wohlfahrtspro-
duktion zukommt.

2 Dabei ist jedoch zu beachten, dass der Staat
seine direkte Intervention auch durch eine
dichte Regulierung ersetzten kann, die den-
noch einen wenn auch kleinen Schritt zur Ver-
marktlichung darstellt.

3 Eine durch Qualifizierungsangebote individu-
ell zugeschnittene Eingliederungsplane und
Leistungskurzungen bei Nichtteilnahme ge-
kennzeichnete „aktivierende" Arbeitsmarkt-
politik ist dabei von der „aktiven" Arbeits-
marktpolitik zu unterscheiden, die im Wesent-
lichen aus Arbeitsbeschaffungsmal3nahmen
und subventionierter Beschaftigung besteht.

4 Neben der Aufstockung des NHS-Budgets
wurde beim lnvestitionsprogramm massiv auf
Public Private Partnerships zurtickgegriffen.

5 Diesem Versprechen wurde durch die Anhe-
bung der Mindestrente entsprochen: Im April
2001 wurde diese von £68,80 auf £92,15 pro
Woche fur Alleinstehende und von £ 106,60
auf £140,55 Far Verheiratete angehoben.

6 Die New Deals bestehen aus unterschiedlichen
Angeboten der Aus- oder Weiterbildung, sub-
ventionierter Beschaftigung oder Arbeit bei ei-
ner kommunalen gemeinntitzigen Einrichtung
oder einer Umweltorganisation. Begleitet wer-
den die Programme von einer intensiven Bera-
lung. Arbeitslosen, die keine der Optionen
wahrnehmen, wird die Arbeitslosenuntersttit-

zung gektirzt. Finanziert wurden die New Deals
durch die so genannte Windfall Tax, eine Steuer
auf Gewinne privatisierter Energieversorgungs-
untemehmen.

7 Beschrankung der durchschnittlichen Wochen-
arbeitszeit auf 48 Stunden, Ausweitung des be-
zahlten Mutterschaftsurlaubs, Rechtsanspruch
auf den vorhergehenden Arbeitsplatz nach
Erziehungsurlaub sowie hohere Obergrenzen
fur Entschadigungszahlungen im Falle einer
Ktindigung.

8 Eine Gewerkschaft muss in den Fallen aner-
kannt werden, wenn im Unternehmen 50%
Gewerkschaftsmitglieder sind oder 40% der
Arbeitnehmer far die Anerkennung stimmen.

9 Betrug das durchschnittliche Haushaltsdefizit
von 1990-1994 noch 4,2% des BIP, so sank es
von 1995-2000 auf durchschnittlich 1,5%.

10 Die Mehrwertsteuer wurde von 17,5% auf 19%
erh6ht. Die Einkommensteuerreform 2001
sieht eine Differenzierung hinsichtlich unter-
schiedlicher Einkommensarten vor (Arbeits-
einkommen und Mieten werden progressiv be-
steuert, Einkommen aus Unternehmensbetei-
ligungen pauschal mit 25%, Zinseinktinfte mit
30%). Die VermOgenssteuer wurde abge-
schafft. Neben Steuererleichterungen wurde
vor allem eine Vereinfachung des alten Sys-
tems angestrebt.

11 Voraussetzung war die seit dem Wassenaar-
Abkommen festzustellende Prioritatenver-
schiebung innerhalb der Gewerkschaften von
Lohnsteigerungen zu Beschaftigungswachs-
tum (V isser/Hemerijck 1998; van der Veen/
Trommel 1999).

12 Vor allem wurden die Lohnersatzleistungen
bei Arbeitslosigkeit und Krankheit von 80%
auf 75% des Lohnes gekarzt.

13 Das bisherige Rentensystem mit steuerfi-
nanzierter Grundrente und beitragsfinanzierten
Zusatzrenten wurde auf eine rein beitragsfinan-
zierte Sozialversicherung umgestellt, aller-
dings beinhaltet diese immer noch eine Garan-
tierente, unabhangig von den tatsachlich einge-
zahlten Beitragen. Der Beitragssatz liegt bei
18,5% der Bemessungsgrundlage, davon flie-
Ben 2,5% in frei zu wahlende, aber staatlich li-
zensierte Fonds.

14 Die Gewerkschaften konnen aufgrund der
Parteienkonkurrenz der SAP mit der Links-
partei glaubhaft damit drohen, sich mittelfristig
andere Bandnispartner zu suchen.

15 Einftihrung einer Abgabe als Leistungsvoraus-
setzung, Verlangerung der Teilnahmedauer
zum Leistungserhalt, Reduzierung der Leis-
tung, Senkung des allgemeinen Pensionsalters
von 67 auf 65 Jahre.130
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16 1993 hatte die SD-geftihrte Koalition aller-
dings eine parlamentarische Mehrheit, um die
erste Arbeitsmarktreform durchzusetzen, im
von Minderheitsregierungen und Konsens-
suche gepragten politischen System Dane-
marks ein seltenes „Window of Opportunity".

17 So wurde der Einkommenssteuereingangssatz
von 25,9% auf 15% gesenkt (wie im Wahl-
programm versprochen), der Spitzensteu-
ersatz jedoch von 53% auf 42%, obwohl nur
49% angektindigt worden waren. Wahrend im
Wahlprogramm eine Senkung des Korper-
schaftssteuersatzes nur vage „auf ein interna-
tional vergleichbares Niveau" angekOndigt
wurde, ist er von 40% (fur einbehaltene
Gewinne) bzw. 30% (fur ausgeschuttete) auf
einheitliche 25% gesenkt worden. AuBerdem
wurden VerduBerungsgewinne aus Beteili-
gungsverkaufen von inlandischen Kapitalge-
sellschaften fur Kapitalgesellschaften steuer-
frei gestellt.

18 Die angektindigten Blockaden der Opposition
waren allerdings in erster Linie dem Parteien-
wettbewerb geschuldet und weniger mit pro-
grammatischen Differenzen zu erkldren
(Merkel 2003).

19 Die Korperschaftssteuer stieg fur 1998 von
36,7% auf 41,6% ftir Unternehmen mit Ober
50 Millionen FF Umsatz. Diese temporare
ErhOhung wurde bis 2000 sukzessiv zurtickge-
nommen.

20 Die CSG wird im Gegensatz zu den Sozial-
versicherungsbeitrAgen nicht nur auf die Lohn-
einkommen, sondern auf alle Einkommens-
arten (auch auf Kapitaleinkommen) erhoben.

21 Die wichtigsten MaBnahmen waren bei der
persOnlichen Einkommenssteuer die Senkung
des Eingangssatzes von 10,5% auf 7% und des
Spitzensteuersatzes von 54% auf 52,5% und
bei der Unternehmensbesteuerung die Absen-
kung der KOrperschaftssteuer fur KMU von
36,7% auf 15%, fur Grof3unternehmen von
36,7% auf 33,3% bis jeweils 2003 (OECD
2001: 57 f.).

22 Da die jeweiligen Beschaftigungsverhaltnisse
vom (Zentral-)Staat mit 80% des Mindest-
lohnes (SMIC) bezuschusst werden, kann man
diese MaBnahmen als offentliches Beschaf-
tigungsprogramm charakterisieren. Qualifizie-
rungsmaf3nahmen im Rahmen des Programms
sind zwar mOglich und erwOnscht, allerdings
nicht institutionalisiert (weitere Details:
Bellamy 2002).

23 Ein solch heuristischer Rahmen vernachlAssigt
notgedrungen die zeitliche Dimension, da er
von sich kurzfristig verandernden Gegeben-
heiten wahrend der mitunter lang dauernden

Regierungszeit der Sozialdemokratien abstra-
hieren muss.

24 Daher werden auch formelle Vetospieler im
Sinne Tsebelis' (2002), die nicht per se eine
Ausrichtung gegen eine marktOffnende Politik
haben (z.B. der Deutsche Bundestag), nicht
aufgeft1hrt.

25 Die Ausftihrungen basieren auf den Uberle-
gungen Kitschelts (2001) zur Parteiensystem-
konfiguration.

26 Entscheidend ist hier die Ausrichtung der „ma-
jor party of the right" (Castles 1982) und nicht
die Ausrichtung moglicher kleinerer burgerli-
cher Parteien, wie z.B. in Skandinavien.

27 Wir lassen die politische Akzeptanz des Wohl-
fahrtsstaates unberucksichtigt, auch wenn da-
von auszugehen ist, dass eine hohe Legitima-
tion der Sozialsysteme und die Bereitschaft,
daftir eine hOhere Steuerbelastung zu tragen,
eine Restriktion darstellen.
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